
Präambel

Derradraumist eine VereinigungvonFahrradenthusiasten, die sich im Bewusstsein über einen
notwendigenVerkehrswandel derFörderungundVermittlung des Fahrrades als ideales,
zukunftsfähiges undnachhaltiges Verkehrsmittel verschriebenhaben(nachfolgend „Verein“
genannt).

§ 1NameundSitz des Vereins, Geschäftsjahr gem. §§ 57, 65,24BGB

(1) DerVerein führtdenNamen„radraum“. Er soll in das Vereinsregistereingetragen
werdenundführtdanach denZusatz „e.V.“.
(2) DerVerein hatseinen Sitz in Offenbach amMain.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2Zweck, Gemeinnützigkeitdes Vereins

(1) DerVereinmit Sitz in Offenbach amMainverfolgtausschließlich undunmittelbar
gemeinnützigeZwecke imSinnedes Abschnitts „SteuerbegünstigteZwecke“ der
Abgabenordnung.

(2) DerZweck des Vereins ist die FörderungundVermittlung
a) des Fahrradesals ideales, zukunftsfähigesundnachhaltiges Verkehrsmittel,
b) des Sports, insbesonderedes Radsports,
c) derKultur;
d) der Forschung, Förderungder ErziehungundVolksbildung imZusammenhang
mit derMobilitätswende.

(3) DerVerein möchte denSatzungszweck durch die UnterhaltungvonBegegnungsorten,
Reparaturstudios für Selbstreparaturen, Bildungsangebote fürBürger*innen,Forschungsarbeit
imBereich derMobilitätswende unddie PlanungundDurchführungvonVeranstaltungenund
Vermittlungsarbeit zwischen Bürger*innen,Vereinen, Händler*innen, Politik und
Stadtentwicklung erreichen.
(4) DerVerein ist selbstlos tätig. Er verfolgtnicht inersterLinie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(5) Mittel des Vereins dürfennurfürdie satzungsmäßigen Zwecke verwendetwerden. Die
Mitglieder erhalten keine Zuwendungenaus den Mitteln des Vereins.

(6) DerVerein – bekenntsich zurfreiheitlich demokratischen Grundordnungdes Grundgesetzes
fürdie BundesrepublikDeutschland; – ist parteipolitisch undkonfessionell neutral; – widersetzt
sich jeglicher FormderDiskriminierung;–widersetztsich rassistischen Zielen

§ 3Begünstigungsverbot,Aufwendungsersatz, Ehrenamtspauschale
(1) Es darfkeine Persondurch Ausgaben,die demZweck des Vereins fremdsind, oderdurch
unverhältnismäßig hoheVergütungenbegünstigt werden.
(2) Die Mitglieder derOrganedes Vereins sowie mit Aufgaben zurFörderungdes Vereins
betrauteMitglieder habengegenüberdemVerein einenAnspruch auf Ersatz der ihnenin
Zusammenhangmit ihrerAmtsausübungentstandenenAufwendungen( § 670BGB ) imRahmen
derBeschlüsse des Vorstandes undimRahmenderfinanziellen Leistungsfähigkeit des Vereins.

Vereinssatzung



Eine Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr.26 aEStG) in Formpauschalen Aufwendungsersatzesoder
einer Tätigkeitsvergütungkann geleistet werden.

§ 4ErwerbderMitgliedschaft

(1) DerVerein kenntfolgendeMitgliedschaftsarten:

• ordentliche Mitglieder,
• passive Mitglieder,
• Fördermitglieder,
• Ehrenmitglieder.

(2) Mitglieddes Vereins könnennatürliche und juristische Personenwerden.
(3) Die Mitgliedschaft ist in TextformbeimVorstand zubeantragen. Bei Minderjährigenist die
Zustimmungdergesetzlichen Vertretererforderlich.
(4) Überdie Aufnahmeentscheidet derVorstand. Eine Ablehnungdes Aufnahmeantragsmuss
nicht begründetwerden.
(5) Die Rechte undPflichten derjeweiligen Mitgliedschaftsarten regelt dieMitgliederordnung.
(6) AufVorschlag des Vorstands kanndie MitgliederversammlungPersonen, die sich umden
Verein in besondererWeise verdientgemacht haben, zu Ehrenmitgliedern ernennen.

§ 5BeendigungderMitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft im VereinendetdurchTodnatürlicherPersonen,Erlöschen juristischer
Personen,AustrittoderAusschluss.
(2) DerAustritt ist schriftlich gegenüberdemVorstand zuerklären. DerAustritt kannnurmit
einer Frist von dreiMonatenzumEnde des Geschäftsjahres erklärt werden.
(3) ÜberdenAusschluss eines Mitgliedsentscheidet derVorstand. VorderEntscheidung ist
dembetroffenenMitglied Gelegenheit zurStellungnahme zu geben.GegendenAusschluss kann
innerhalb eines Monats nach ZugangderEntscheidung die Mitgliederversammlung angerufen
werden.Diese entscheidet abschließend.
(4) Bei BeendigungderMitgliedschaft besteht kein Anspruchbezüglich des Vereinsvermögens.
(5) Bei BeendigungderMitgliedschaft besteht kein Anspruchauf eineRückerstattung von
Mitgliedsbeiträgen.

§ 6Rechte undPflichten derMitglieder

(1) Die Rechte undPflichten derMitgliederrichten sich nach dieser Satzungsowie denvom
Verein beschlossenen Ordnungen.
(2) Ordentliche MitgliederhabenSitz-, Antrags-, Stimm- undWahlrecht inder
Mitgliederversammlung.
(3) Passive MitgliederundFördermitgliederunterstützendie Ziele des Vereins. IhreRechte und
Pflichten sowie ein mögliches Stimm- undWahlrecht regelt die Mitgliederordnung.
(4) Ehrenmitgliederhabendie Rechte ordentlicher Mitgliederundsind vonderBeitragspflicht
befreit, soweit die Beitragsordnungnichts anderesbestimmt.



(5) Alle Mitgliederhabendas Recht, die EinrichtungenundAngebotedes Vereins im Rahmender
bestehendenRegelungen zunutzen.

(6) Alle Mitgliedersind verpflichtet, die Ziele undInteressen desVereins zu fördern,die Satzung
undOrdnungeneinzuhalten sowie beschlossene Beiträge undUmlagenfristgerecht zu
entrichten.

(7) Die Mitgliederversammlungkanndurch Beschluss ein Mindestalterfürdas aktive und
passive Wahlrecht festlegen. Näheres regeltdie Wahlordnung.

§ 7Beiträge undGebühren

(1) Die Mitgliedersind zurZahlungvonBeiträgenverpflichtet.
(2) Art, HöheundFälligkeit vonBeiträgen, Gebühren,Umlagensowie sonstigen Leistungen der
Mitgliederwerden in einerBeitragsordnunggeregelt.
(3) Die BeitragsordnungwirdvonderMitgliederversammlungbeschlossen.
(4) DerVorstand kann in begründetenEinzelfällen Beiträge undGebührenganz oderteilweise
ermäßigen,stunden odererlassen.

§7aArbeitsleistungen

(1) Die Mitgliederversammlungkannbeschließen, dass ordentliche Mitgliederjährlich
Arbeitsleistungen fürdenVerein erbringen.

(2) Nicht erbrachte Arbeitsleistungen könnendurch eine Ersatzzahlung abgegoltenwerden.

(3) UmfangderArbeitsleistungen, HöheetwaigerErsatzzahlungen sowie Befreiungstatbestände
werdenin einer Arbeitsstundenordnunggeregelt.

(4) Der Vorstand kann in begründetenEinzelfällen BefreiungenoderErmäßigungengewähren.

§ 8Organedes Vereins
Organedes Vereins sindder VorstandunddieMitgliederversammlung.

§ 9Vorstand

(1) DerVorstand imSinne des § 26BGB besteht aus mindestensdreiundhöchstens sieben
Mitgliedern.
(2) Die Mitgliederversammlungbestimmt die Anzahlder Vorstandsmitglieder fürdie jeweilige
Amtszeit.
(3) Die Mitgliederdes Vorstands sind gleichberechtigt. DerVorstandkannaus seiner Mitteeine
odermehrereSprecher*innen benennen. Die Benennungbegründetkeine besonderen Rechte
oderPflichten gegenüberden übrigenVorstandsmitgliedern.
(4) DerVorstand führtdie Geschäfte des Vereins nach MaßgabederSatzung, der
Vereinsordnungensowie der Beschlüsse derMitgliederversammlung.
(5) DerVorstand verteilt dieAufgabenundZuständigkeiten eigenverantwortlich. Er kannhierfür
eine Geschäftsordnungbeschließen.

(6) Die Geschäftsordnung kann insbesondereRegelungenenthalten über:



• Aufgaben- undZuständigkeitsverteilungen,
• Zeichnungs- undVertretungsbefugnisse imInnenverhältnis,
• Finanz- undAusgabenkompetenzen,
• die EinberufungundDurchführungvonVorstandssitzungen,
• digitale undhybrideSitzungen,
• Beschlussfassungen im Umlaufverfahren,
• dieBildung vonArbeitsgruppenundBeauftragungen.

(7) Der Vereinwirdgerichtlich undaußergerichtlich durchjeweils zwei Vorstandsmitglieder
gemeinsamvertreten.
(8) Die Mitgliederdes Vorstands sind ehrenamtlichtätig. Die Zahlungvon
Aufwandsentschädigungen oder Vergütungenim Rahmendergesetzlichen Bestimmungenist
zulässig. Überdie Grundsätzeentscheidet die Mitgliederversammlung.Näheres kanneine
Vergütungsordnung regeln.
(9) Vorstandsmitglieder sindbei Beschlüssen, die ihreeigenenVergütungenodersonstige
persönliche Angelegenheitenbetreffen, vonderBeratungundAbstimmungausgeschlossen.

§ 10Wahl undAmtszeit des Vorstands

(1) Die Mitglieder des Vorstands werdenvonderMitgliederversammlunggewählt.
(2) Die Amtszeit endetmitderWahl eines neuenVorstands, spätestens jedoch drei Jahre nach
derWahl.
(3) Wiederwahlist zulässig.
(4) Die Vorstandsmitglieder bleiben bis zur Wahl ihrerNachfolger*innenim Amt.
(5) Scheidet ein Vorstandsmitglied währendderAmtszeit aus, könnendie verbleibenden
Vorstandsmitglieder ein Vereinsmitglied bis zur nächsten Mitgliederversammlung
kommissarisch in denVorstand berufen.
(6) Näheres zumWahlverfahren regelt dieWahlordnung.

§ 11SitzungenundBeschlussfassung des Vorstands

(1) DerVorstand tritt nach Bedarfzusammen.
(2) Vorstandssitzungen könnenin Präsenz, digital oder in hybriderFormdurchgeführtwerden.
(3) DerVorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheitderabgegebenengültigen
Stimmen, soweit diese Satzungnichts anderesbestimmt.
(4) Überdie Beschlüsse des Vorstands ist einProtokoll anzufertigen.
(5) Nähereskanneine Geschäftsordnungdes Vorstands.

§ 12AufgabenderMitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlungist das oberste Organdes Vereins. Sie ist insbesonderezuständig
für:

• die Wahl und AbberufungderMitglieder des Vorstands;
• die Entgegennahmedes Jahresberichts des Vorstands;
• die Entlastungdes Vorstands;
• die Wahl der Kassenprüfer*innen;



• die Beschlussfassung überSatzungsänderungen;
• die Beschlussfassung überVereinsordnungen,soweit diese Satzungnichts anderes

bestimmt;
• die Beschlussfassung überdie Beitragsordnung;
• die Ernennungvon Ehrenmitgliedern;
• die EntscheidungüberdenAusschluss vonMitgliedern,soweit diese Satzungnichts

anderes bestimmt;
• die Beschlussfassung überdie Auflösungdes Vereins;
• die Beschlussfassung übersonstige Angelegenheitenvongrundsätzlicher Bedeutungfür

denVerein.

§ 13EinberufungderMitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlungfindetnach Bedarf, mindestens jedoch alle zwei Jahre statt.
(2) Die Einberufungerfolgt durchdenVorstand in TextformunterEinhaltung einer Frist von zwei
Wochen undunterAngabeder Tagesordnung.
(3) Mitgliederversammlungenkönnenals Präsenzversammlung, hybrideVersammlung oder
virtuelle Versammlung durchgeführtwerden. Die MitgliederkönnenihreRechte in jeder
Versammlungsformin vollem Umfangausüben.
(4) Die TagesordnungwirdvomVorstand festgesetzt. Anträge zurErgänzungderTagesordnung
könnenvonMitgliedernbis spätestens eineWoche vorderMitgliederversammlung in Textform
beim Vorstand eingereicht werden.
(5) ÜberAnträgezurTagesordnung,die nicht fristgerecht eingereicht wurden, entscheidet die
Mitgliederversammlung. Dies gilt nicht fürAnträgeauf SatzungsänderungoderAuflösung des
Vereins.
(6) Eine außerordentlicheMitgliederversammlungist einzuberufen,wennes das Interesse des
Vereins erfordertoderwennmindestens ein Zehntel derMitgliederdies unterAngabedes
Zwecks undderGründein Textformverlangt.

§ 14Beschlussfassung derMitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlungwählt zu Beginneine Versammlungsleitung undeine
Protokollführung, soweit diese nicht durch denVorstand bestimmt wurden.
(2) Jede ordnungsgemäßeinberufeneMitgliederversammlungist unabhängigvonder Zahl der
anwesendenMitgliederbeschlussfähig.
(3) Beschlüsse werdenmit einfacher Mehrheitderabgegebenengültigen Stimmengefasst,
soweit diese Satzung odergesetzliche Vorschriftennichts anderesbestimmen.

(4) Wahlen könnenoffenodergeheimdurchgeführtwerden. Auf Antrageines stimmberechtigten
Mitglieds ist geheimabzustimmen.
(5) SatzungsänderungenbedürfeneinerMehrheitvondrei Vierteln der abgegebenengültigen
Stimmen. Änderungendes Vereinszwecks sowie die Auflösung des Vereins bedürfeneiner
MehrheitvonneunZehntelnder abgegebenengültigenStimmen.
(6) Überdie Beschlüsse derMitgliederversammlungist ein Protokoll anzufertigen.
Das Protokoll ist vonderVersammlungsleitung undderProtokollführungzu unterzeichnen.
(7) Näheres zumAblauf der Mitgliederversammlungundzu Wahlen kanneine Versammlungs-
oderWahlordnung regeln.



§ 15Kassenprüfung

(1) Die Mitgliederversammlungwählt mindestens zwei Kassenprüfer*innenfürdie Dauerbis zur
nächsten Wahl.
(2) Die Kassenprüfer*innendürfennicht Mitglied des Vorstands sein.
(3) Die Kassenprüfer*innenprüfendieOrdnungsmäßigkeitder Finanzverwaltungundder
Kassenführungdes Vereins. Ihnensind die hierfürerforderlichen UnterlagenundAuskünfte zur
Verfügungzu stellen.
(4) Die Kassenprüfer*innenberichten derMitgliederversammlungüberdas Ergebnis ihrer
Prüfungundgebeneine Empfehlung zurEntlastung des Vorstands ab.
(5) Werdenkeine Kassenprüferinnengewählt oderkönnendiese ihre Aufgabenicht
wahrnehmen,kanndie Mitgliederversammlungoder– soferneine zeitnahe Beschlussfassung
derMitgliederversammlungnicht möglich ist – derVorstand eine geeignete, unabhängigeund
fachkundige Person oderStelle mit derPrüfungderFinanzverwaltung beauftragen. Hierzu
könneninsbesondere Steuerberaterinnen, Wirtschaftsprüfer*innen oderentsprechend
qualifizierte Fachbüros herangezogenwerden.
(6) Näheres kanneine Finanzordnungregeln.

§ 16Auflösung des Vereins, Beendigungaus anderenGründen,Wegfall steuerbegünstigter
Zwecke
(1) Liquidator*innensind die zum ZeitpunktderAuflösung amtierendenVorstandsmitglieder,
soweit die Mitgliederversammlungnichts anderes beschließt.
(2) Bei Auflösung oderAufhebungdes Vereins oderbei Wegfall steuerbegünstigterZwecke fällt
das Vermögendes Vereins andenTafel Offenbache.V., deres unmittelbarundausschließlich
fürgemeinnützige, mildtätige oderkirchliche Zwecke zu verwendenhat.
(3) Die vorstehendenBestimmungengelten entsprechend, wenndemVerein dieRechtsfähigkeit
entzogenwurde.

§ 17Datenschutz
(1) DerVerein erhebt, verarbeitet undnutzt personenbezogeneDaten seiner Mitglieder sowie
weitererbetroffenerPersonenausschließlich zurErfüllung seiner satzungsgemäßenZwecke
undAufgaben.
(2) Die VerarbeitungpersonenbezogenerDaten erfolgt unterBeachtung der jeweils geltenden
datenschutzrechtlichen Vorschriften, insbesonderederDatenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) unddes Bundesdatenschutzgesetzes(BDSG).
(3) Der Verein kannpersonenbezogeneDatenundBildaufnahmen imZusammenhangmit
seinem Vereinszweck, Veranstaltungen undderÖffentlichkeitsarbeit verarbeitenund
veröffentlichen, soweit dies gesetzlich zulässig ist odereineentsprechendeEinwilligung
vorliegt.
(4) Die Mitgliederhabendie ihnennach den geltendenDatenschutzvorschriften zustehenden
Rechte.

§ 18Salvatorische Klausel
Die Mitgliederversammlungermächtigt denVorstand Satzungsänderungenselbstständig
vorzunehmen,soweit diese auf GrundvonBeanstandungendes zuständigen Registergerichts



oderdes Finanzamtes notwendigwerdenunddie denKerngehalt einerzuvorbeschlossenen
Satzungsänderung nicht berühren.Der Vorstand hatdie textliche Änderungeinstimmig zu
beschließen. In derauf denBeschluss folgendenMitgliederversammlungist diese von der
Satzungsänderungin Kenntnis zusetzen.

Satzung beschlossen durch die
ordentliche Mitgliederversammlung
Offenbach, 20.07.2026


